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A K T I V A            P A S S I V A

 31.12.2021 31.12.2021 31.12.2020 31.12.2021 31.12.2021 31.12.2020
 € € €  € € €

A. A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Stammkapital 50.000,00 50.000,00
entgeltlich erworbene EDV-Software 12.299,63 25.807,56

II.
II. Sachanlagen 3.243.444,47 3.242.106,50

1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte und Bauten 323.602,03 1.337,97
einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken 1,00  1,00 3.567.046,50 3.243.444,47

2. andere Anlagen, Betriebs und Geschäftsausstattung 167.170,77 157.759,98 3.617.046,50 3.293.444,47
167.171,77 157.760,98
179.471,40 183.568,54 B. Rückstellungen  

sonstige Rückstellungen 4.870.548,83 3.888.875,97

B. Umlaufvermögen
    C. Verbindlichkeiten  

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 68.492,58 69.584,63
1. Forderungen an den Bund 75.108,93 149.111,09 2. Verbindlichkeiten gegenüber dem Bund 145.440,40 12.813,37
2. Forderungen an den Kreis Bergstraße 290.960,99 274.079,29 3. Verbindlichkeiten gegenüber dem Kreis Bergstraße 1.201.151,22 1.463.888,52
3. sonstige Vermögensgegenstände 5.329.774,58 4.780.533,83 4. sonstige Verbindlichkeiten 225.503,13 229.173,34

5.695.844,50 5.203.724,21 davon aus Steuern € 149.301,14 (Vorjahr: € 147.653,36)
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit € 7.671,43 (Vorjahr: € 7.364,05)

II. Guthaben bei Kreditinstituten 4.499.602,32 3.766.580,22 1.640.587,33 1.775.459,86
10.195.446,82 8.970.304,43

C. Rechnungsabgrenzungsposten 5.381.084,25 5.656.037,18 D. Rechnungsabgrenzungsposten 5.627.819,81 5.852.129,85

15.756.002,47 14.809.910,15 15.756.002,47 14.809.910,15

Gewinn

2. Jahresgewinn
1. Gewinne der Vorjahre

 Anlagevermögen

Neue Wege Kreis Bergstraße - Kommunales Jobcenter -
Heppenheim

Bilanz zum 31. Dezember 2021

 
 

 



 
 
 
 

2021 2020
€ € € €

1. Transfererlöse 108.934.363,14 106.300.967,76

2. sonstige betriebliche Erträge 14.938.364,76 14.643.650,23

123.872.727,90 120.944.617,99

3. Transferaufwendungen 108.934.363,14 106.300.967,76

4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 8.351.816,43 8.171.260,65

b) soziale Abgaben und  Aufwendungen für 

Altersversorgung und für Unterstützung 2.398.897,04 2.251.752,50
- davon für Altersversorgung: 678.306,54 €    

Vorjahr: 652.574,31 €    
10.750.713,47 10.423.013,15

5. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen-

stände des Anlagevermögens und Sachanlagen 70.983,72 82.686,00

6. sonstige betriebliche Aufwendungen 3.791.483,68 4.134.553,49

7. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 368,14 174,38

8. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 325.552,03 3.571,97

9. sonstige Steuern 1.950,00 2.234,00

10. Jahresgewinn 323.602,03 1.337,97

Neue Wege Kreis Bergstraße - Kommunales Jobcenter -
Heppenheim

Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr 2021
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Eigenbetrieb Neue Wege Kreis Bergstraße – Kommunales Jobcenter –, Heppenheim 
 

Anhang für das Wirtschaftsjahr 2021 
 

1. Allgemeine Angaben und Erläuterungen zum Jahresabschluss 
 
1.1. Allgemeine Angaben 
 
Der Jahresabschluss wurde entsprechend §§ 22 bis 25 EigBGes Hessen nach den für große 
Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuchs aufgestellt. Der Gliede-
rung von Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung liegen die Formblätter des Eigenbetriebs-
gesetzes Hessen zu Grunde.  
 
Die Wertansätze in der Bilanz zum 31. Dezember 2020 wurden unverändert übernommen.  
 
Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt. 
 
Der Eigenbetrieb Neue Wege Kreis Bergstraße gilt als Sondervermögen der Kreisverwaltung 
Bergstraße mit Sitz in der Gräffstraße 5, 64646 Heppenheim.  
 
 
1.2. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
Das Anlagevermögen ist zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten und soweit abnutzbar, ver-
mindert um planmäßige Abschreibungen bewertet. Die immateriellen Vermögensgegenstände 
und Sachanlagen werden nach Maßgabe der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern linear ab-
geschrieben. Die Nutzungsdauern der immateriellen Vermögensgegenstände (entgeltlich erwor-
bene Software) betragen drei Jahre, die Nutzungsdauern der Geschäftsausstattung orientieren 
sich an den steuerlichen Vorschriften und liegen zwischen drei und 13 Jahren. Für geringwertige 
Anlagegüter wird aus Vereinfachungsgründen ein Sammelposten gebildet, der pauschal über 
fünf Jahre abgeschrieben wird.  
 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zum Nennwert angesetzt. Für er-
kennbare Einzelrisiken wurden angemessene Wertberichtigungen abgesetzt. 
 
Die liquiden Mittel sind zum Nennwert bilanziert.  
 
Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten betreffen Auszahlungen nach SGB II für den Leis-
tungszeitraum 2021. 
 
Das Stammkapital ist mit dem Nennwert bilanziert. 
 
Die sonstigen Rückstellungen tragen allen erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen 
Rechnung. Sie sind in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen 
Erfüllungsbetrages angesetzt. Auf eine Abzinsung der Archivierungsrückstellungen wurde wegen 
Geringfügigkeit verzichtet.  
 
Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. 
 
Die passiven Rechnungsabgrenzungsposten betreffen vom Bund und dem Kreis Bergstraße ab-
gerufene Mittel, die auf den Leistungszeitraum 2021 entfallen. 
 
Veränderungen der Bewertungsmethoden wurden gegenüber dem Vorjahr nicht vorgenommen. 
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Mittelbare Versorgungszusagen gegenüber der Arbeitnehmerschaft bestehen bei der Zusatzver-
sorgungskasse der Gemeinden und Gemeindeverbände Darmstadt (ZVK). Diese mittelbaren 
Versorgungszusagen werden in Ausübung des Wahlrechts des Art. 28 Abs. 1 Satz 2 EGHGB 
nicht passiviert. Die ZVK ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Zweck der Anstalt 
ist es, Arbeitnehmern der Beteiligten im Wege privatrechtlicher Versicherung eine zusätzliche 
Alters-, Berufsunfähigkeits-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung zu gewähren. 
Die Anstalt ist keine im Wettbewerb stehende Einrichtung. Die Altersversorgung wird durch Um-
lagen finanziert. Die Höhe des Umlagesatzes beträgt 6,2 %. Dieser setzt sich zusammen aus 
einem Arbeitgeberanteil von 5,7 % und einem Arbeitnehmeranteil von 0,5 %. Das zusätzlich vom 
Arbeitgeber zu zahlende Sanierungsgeld beträgt für das Wirtschaftsjahr 2021 2,3 %. Im Berichts-
jahr beträgt die Höhe der Umlage zu Grunde gelegten Löhne und Gehälter T€ 8.392. 
 
 
2. Angaben und Erläuterungen zur Bilanz 
 
2.1. Aktivseite 
 
Anlagevermögen 
Die Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich aus dem als Anlage 
beigefügten Anlagespiegel. Der Buchwert zum 31.12.2021 beträgt T€ 179 (Vorjahr: T€ 184).  
 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
Von den Forderungen und sonstigen Vermögensgegenständen haben T€ 951 eine Restlaufzeit 
von über einem Jahr und T€ 4.745 eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr.  
 
 
2.2. Passivseite 
 
Sonstige Rückstellungen 
Die Zusammensetzung ist folgende: 
                       T€           
Mögliche Rückzahlungsverpflichtungen gegenüber 

dem Bund                 2.209 
dem Kreis Bergstraße               2.359 

Mehrarbeit                      178 
Urlaubsrückstellungen                         29 
Altersteilzeit             37 
Prozesskosten                           10 
Prüfungskosten                      20 
Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen                          29 
                                                                                           4.871 
 
Bei den möglichen Rückzahlungsverpflichtungen gegenüber dem Kreis Bergstraße wurden antei-
lige Verwaltungskosten für die Erbringung von Bildungs- und Teilhabeleistungen sowie Personal- 
und Verwaltungskosten des Eigenbetriebs berücksichtigt. 
 
Verbindlichkeiten 
Sämtliche Verbindlichkeiten haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr. 
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3. Angaben und Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 
Im Bereich der Transferaufwendungen erfolgt eine vollumfängliche Kostenerstattung durch den 
Bund oder den Kreis. Aus diesem Grund werden Transfererlöse und Transferaufwendungen in 
der gleichen Höhe in Höhe von T€ 108.934 ausgewiesen. Im Erlös- sowie Aufwandsbereich sind 
davon T€ 0 periodenfremd. 
 
Die sonstigen betrieblichen Erträge enthalten periodenfremde Erträge in Höhe von T€ 98. 
 
In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind keine periodenfremden Aufwendungen ent-
halten.  
 
 
4. Gewinnverwendungsvorschlag 
 
Für das Wirtschaftsjahr ergibt sich ein Gewinn in Höhe von T€ 324. Die Betriebsleitung schlägt 
vor, den Gewinn auf neue Rechnung vorzutragen.  
 
 
5. Sonstige Angaben 
 
5.1. Sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 
Der Eigenbetrieb hat sonstige finanzielle Verpflichtungen aus langfristigen Mietverträgen betref-
fend die betriebsnotwendigen Immobilien in Höhe von T€ 963 pro Jahr. 
 
 
5.2. Ereignisse nach dem Bilanzstichtag 
 
Nach dem Bilanzstichtag gab es – von der Corona-Krise und dem Ausbruch des Ukrainekrieges 
abgesehen – keine erwähnenswerten Ereignisse. Die Auswirkungen der Ukraine-Krise sind nach 
wie vor nur schwer vorauszusagen. 
 
 
5.3. Leitungs- und Aufsichtsorgane und ihre Bezüge 
 
Der Betriebsleitung gehören an: 
 
Dr. Melanie Marysko, Betriebsleiterin  
 
Harald Weiß, stellvertretender Betriebsleiter (bis zum 28.02.2022) 
 
Peter Schmiedel, stellvertretender Betriebsleiter (seit dem 01.01.2022) 
 
Auf die Angaben zu den Vergütungen der Betriebsleitung wird unter Hinweis auf § 286 Abs. 4 
HGB verzichtet. 
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Zur Betriebskommission wurden folgende Mitglieder bestellt: 
 
Bis zum 05.07.2022: 
 
Rainer Burelbach, Bürgermeister, Heppenheim 
Felix Kusicka, Bürgermeister a. D., Biblis 
Ingrid Schich-Kiefer, Diplom-Pädagogin, Bensheim 
Hannelore Glab, Rentnerin, Lorsch 
Matthias Baaß, Bürgermeister, Viernheim 
Norbert Schmitt, Jurist, Heppenheim 
Gerhard Herbert, Bürgermeister a. D., Heppenheim 
Helmut Amrhein, IT-Netzwerk-Administrator, Viernheim 
Reinhard Krause, Rentner, Zwingenberg 
Evelyn Berg, Pädagogische Mitarbeiterin/Dipl.-Soziologin, Zwingenberg 
Burkhard Vetter, Einzelhandelskaufmann, Bürstadt 
Diana Stolz, Erste Kreisbeigeordnete, Heppenheim 
Karsten Krug, Kreisbeigeordneter, Heppenheim 
Philipp-Otto Vock, Rektor i. R., Heppenheim 
Albert Herrmann, Industriekaufmann, Einhausen 
Ludwig Kern, Rentner, Lampertheim 
Hendrik Raekow, Rentner, Mörlenbach 
Elke Hoffmann, Verwaltungsangestellte Kreis Bergstraße, Personalrat, Heppenheim 
Birgit Mai, Verwaltungsangestellte, Kreis Bergstraße, Personalrat, Heppenheim 
 
Seit dem 05.07.2022: 
 
Diana Stolz, Erste Kreisbeigeordnete, Heppenheim 
Karsten Krug, Kreisbeigeordneter, Heppenheim 
Rainer Burelbach, Bürgermeister, Heppenheim 
Dr. Franziska Kramer, Rechtsanwältin, Heppenheim 
Alexander Fraas, Ingenieur Maschinenbau, Rimbach 
Hannelore Glab, Rentnerin, Lorsch 
Matthias Baaß, Bürgermeister, Viernheim 
Ursula Cornelius, Rentnerin, Bürstadt 
Simone Strehler, Gewerkschaftssekretärin, Bensheim 
Karsten Bletzer, Selbstständiger Elektroniker, Birkenau 
Gottlieb Ohl, Soldat a.D., Lampertheim 
Evelyn Berg, Pädagogische Mitarbeiterin/Dipl.-Soziologin, Zwingenberg 
Norbert Golzer, Rentner, Heppenheim 
Philipp-Otto Vock, Rektor i. R., Heppenheim 
Henning Ameis, Hauptamtsleiter, Bensheim 
Ludwig Kern, Rentner, Lampertheim 
Hendrik Raekow, Rentner, Mörlenbach  
Markus Gierl, Schulhausmeister Kreis Bergstraße, Personalrat, Heppenheim 
Sonja Kröner-Mews, Verwaltungsangestellte Kreis Bergstraße, Personalrat, Heppenheim 
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Stellvertretende Mitglieder der Betriebskommission waren im Berichtsjahr: 
 
Bis zum 05.07.2022: 
 
 
Pia Fera, Geschäftsführerin, Heppenheim 
Anja Müller, Dipl.-Betriebswirtin, Lautertal 
Christian Schönung, Bürgermeister Lorsch, Lorsch  
Lisa Galvagno, Assessorin des Lehramts, Lampertheim 
Josef Fiedler, Förderschulrektor a. D., Biblis 
Josef Rothmüller, Finanzbeamter, Rimbach 
Ingrid Gathmann, Rentnerin, Birkenau 
Margareta Horle, Verlagsangestellte, Mörlenbach 
Heidi Bezzaz, Rentnerin, Gorxheimertal 
Christopher Hörst, selbstständig, Heppenheim 
Brigitte Sander, Rentnerin, Lorsch 
Dieter Wohlfart, Rentner, Heppenheim 
Stefan Ringer, Rentner, Lindenfels 
Michael Ohlemüller, Pastoralreferent, Bensheim 
Ellen Bartelheimer, Verwaltungsangestellte Kreis Bergstraße, Personalrat, Heppenheim 
Sven Wingerter, Politikwissenschaftler, Wald-Michelbach 
Sonja Kröner-Mews, Verwaltungsangestellte Kreis Bergstraße, Personalrat, Heppenheim 
 
 
Seit dem 05.07.2022: 
 
 
Marcel Kilian, IT-Consultant, Bürstadt 
Herbert Ritzert, Oberstudienrat, Biblis 
Olaf Jünge, Kriminalbeamter, Lorsch 
Lena Molitor, Betriebswirtin, Bürstadt 
Norbert Schmitt, Jurist, Heppenheim 
Josef Fiedler, Förderschulrektor a. D., Biblis 
Vanessa Vogel, Ethnologin, Bensheim 
Matthias Schimpf, Dipl.-Finanzwirt (FH), Lorsch 
Jörg Schock, Buchautor, Lampertheim 
Christian Seiler, Staatl. Gepr. Betriebswirt, Mörlenbach 
Tobias Roth, Krankenkassenbetriebswirt, Wald-Michelbach 
Jochen Ruoff, Geschäftsführer, Lindenfels 
Dieter Wohlfart, Rentner, Heppenheim 
Stefan Ringer, Rentner, Lindenfels 
Michael Ohlemüller, Pastoralreferent, Bensheim 
Michael Mannix, Verwaltungsangestellter Kreis Bergstraße, Personalrat, Heppenheim 
Ellen Bartelheimer, Verwaltungsangestellte Kreis Bergstraße, Personalrat, Heppenheim 
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Die Mitglieder der Betriebskommission erhalten für ihre Tätigkeit keine Bezüge, sondern lediglich 
eine Aufwandsentschädigung in Höhe von insgesamt T€ 1,4. Im Wirtschaftsjahr 2021 wurden 
weiterhin aufgrund der Corona Pandemie viele Angelegenheiten im Umlaufverfahren entschie-
den. 
 
 
5.4. Abschlussprüferhonorar 
 
Das Gesamthonorar des Abschlussprüfers für das Wirtschaftsjahr 2021 in Höhe von T€ 20 ent-
fällt in voller Höhe auf Abschlussprüfungsleistungen. 
 
 
5.5. Durchschnittliche Zahl der in 2021 beschäftigten Arbeitnehmer 
 
Im Wirtschaftsjahr wurden im Durchschnitt 194 Arbeitnehmer beschäftigt, ohne Betriebsleitung 
und Auszubildende beträgt die durchschnittliche Arbeitnehmerzahl 187.  
 
Nicht berücksichtigt sind in dieser Aufstellung vom Kreis abgeordnete Mitarbeiter. 
 
Zum 31.12.2021 waren insgesamt 207 Mitarbeiter für den Eigenbetrieb Neue Wege Kreis Berg-
straße beschäftigt: 
                      Anzahl 
Betriebsleiter                   2 
Regionalteamleiter                                3  
Teamleiter                  14 
Fallmanager/Arbeitgeberservice/Servicepoint         134 
Unterhalt                  7 
Bürokräfte                      7 
Zentrale Dienste                 34 
Auszubildende                      6 
 
 
 
Heppenheim, den 08.09.2022 
 
 
Eigenbetrieb Neue Wege Kreis Bergstraße -Kommunales Jobcenter-  

 
 
 
 

Dr. Melanie Marysko      Peter Schmiedel  
Betriebsleiterin      Stellv. Betriebsleiter 
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Neue Wege Kreis Bergstraße - Kommunales Jobcenter -

Heppenheim

Anlagenspiegel zum 31. Dezember 2021

 

 Stand am Zugänge Stand am Stand am Abschreibungen Stand am Stand am Stand am
01.01.2021 31.12.2021 01.01.2021 des Geschäfts- 31.12.2021 31.12.2021 31.12.2020 AfA-Satz Restbuchwert

jahres

 € € € € € € € € v.H. v.H.
 I. Immaterielle Vermögensgegenstände

       entgeltlich erworbene EDV-Software 541.958,39 2.276,54 544.234,93 516.150,83 15.784,47 531.935,30 12.299,63 25.807,56 2,90 2,26

II. Sachanlagen

   1. Grundstücke und grundstücksgleiche 
       Rechte und Bauten einschließlich der
       Bauten auf fremden Grundstücken 1.005,60 0,00 1.005,60 1.004,60 0,00 1.004,60 1,00 1,00 0,00 0,10
   2. andere Anlagen, Betriebs- und 
       Geschäftsausstattung 1.507.579,89 64.610,04 1.572.189,93 1.349.819,91 55.199,25 1.405.019,16 167.170,77 157.759,98 3,51 10,63

1.508.585,49 64.610,04 1.573.195,53  1.350.824,51 55.199,25 1.406.023,76 167.171,77 157.760,98 3,51 10,63

 2.050.543,88 66.886,58  2.117.430,46  1.866.975,34  70.983,72 1.937.959,06  179.471,40 183.568,54 3,35 8,48

Durchschnittlicher

Anschaffungs-/Herstellungskosten Abschreibungen Restbuchwerte Kennzahlen
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Eigenbetrieb Neue Wege Kreis Bergstraße – Kommunales Jobcenter –, Heppenheim 
 

Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2021 
 
 
A. Grundlagen  
 
1.1. Geschäftsmodell  

 
Der Eigenbetrieb Neue Wege Kreis Bergstraße -Kommunales Jobcenter- wurde zum 01.01.2005 
gegründet und ist als Sondervermögen der Kreisverwaltung Bergstraße eine öffentlich-rechtliche 
Unternehmensform ohne eigene Rechtspersönlichkeit.  
 
Gegenstand des Eigenbetriebs ist die Wahrnehmung und Durchführung der Aufgaben des Kreises 
Bergstraße nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). Der Kreis Bergstraße war laut der 
Verordnung zur Zulassung von kommunalen Trägern als Träger der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende vom 24.09.2004 (BGBl I, S. 2349) eine von 69 optierenden Kommunen in Deutschland, wel-
che sich bis zum 31.12.2010 befristet vor Ort und zeitnah um die Eingliederung von erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen kümmerte. Seit dem 01.01.2011 nimmt der Kreis Bergstraße diese Aufgabe unbe-
fristet wahr. Voraussetzung dafür war eine Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales (BMAS) zur Entfristung der Zulassung sowie die Anerkennung der Verpflichtungen 
nach § 6 Abs. 2 S.1 Nr. 4 SGB II (Abschluss einer Zielvereinbarung mit dem Land Hessen) und § 6 
Abs. 2 S. 1 Nr. 5 SGB II (Erhebung und Übermittlung von Daten) durch den Kreis Bergstraße ge-
genüber dem Land Hessen. Mittlerweile haben weitere 35 Kommunen die Zulassung als kommuna-
ler Träger der Grundsicherung für Arbeitssuchende erhalten. 
 
Zu den Aufgaben gehören laut Satzung des Eigenbetriebs Neue Wege Kreis Bergstraße                 -
Kommunales Jobcenter- gemäß § 1 Abs. 3: 
 

· Entscheidungen über Anträge des gesetzlich geregelten Personenkreises 
· Beratung, Qualifizierung und Vermittlung von Langzeitarbeitslosen, Arbeitslosen ohne Be-

rufsausbildung und sonstigen schwer vermittelbaren Arbeitslosen 
· Qualifizierende Beschäftigung für den o. g. Personenkreis 
· Wirkungsforschung 

 
1.2. Ziele und Strategien 
 
Gemäß § 48b SGB II schließt der Eigenbetrieb Neue Wege Kreis Bergstraße jedes Jahr mit dem 
Hessischen Ministerium für Soziales und Integration als zuständige Landesbehörde eine Zielverein-
barung ab. Für das Jahr 2021 wurden für insgesamt drei Kennzahlen als Zielgrößen festgelegt:  
 

· Summe der Integrationen in sozialversicherte Beschäftigung, voll qualifizierende Berufsaus-
bildung oder selbstständige Erwerbstätigkeit: 2.300 Integrationen 

· Höhe des durchschnittlichen Bestandes an Langzeitleistungsbeziehenden des Kommunalen 
Jobcenters nicht über 6.500 

· Zielwert der allgemeinen Integrationsquote für Frauen: 20 % 
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Zudem beobachtet das Hessische Ministerium für Soziales und Integration (HMSI) die Summe der 
Leistungen zum Lebensunterhalt (K1).  
 
Um die Erreichung dieser Zielvereinbarung unterjährig regelmäßig analysieren und steuern zu kön-
nen, erfolgen monatliche Controllingberichte sowie Kennzahlenvergleiche an die Betriebsleitung.   
 
Der Eigenbetrieb Neue Wege Kreis Bergstraße arbeitet nach dem „Work First“ Ansatz. Im Rahmen 
der Integrationsstrategie ist die Einstiegsoffensive das zentrale und erfolgreichste Förderinstru-
ment des Eigenbetriebs Neue Wege Kreis Bergstraße. Jedem Neuantragssteller wird das Sofortan-
gebot der Teilnahme an der Einstiegsoffensive unterbreitet. Unter dem Motto „Ihr Job ist es, Arbeit 
zu finden“ arbeiten die Mitarbeitenden des Eigenbetriebs in der Einstiegsoffensive mit den Kunden 
und Kundinnen an einer nachhaltigen Integration in ein Existenz sicherndes Beschäftigungsverhält-
nis.  
     
Kann ein Kunde oder eine Kundin aufgrund gesundheitlicher Probleme nicht an der Einstiegsoffen-
sive teilnehmen, wird ihm/ihr im Rahmen des Servicepoint Gesundheit eine umfängliche ärztliche 
Begutachtung der gesundheitlichen Situation angeboten. 
 
Sollte ein Kunde oder eine Kundin durch unsere Sofortangebote nicht vermittelt werden können, 
wird ihm/ihr im Anschluss eine weiterführende Maßnahme aus dem Maßnahmenportfolio angebo-
ten.  
 
B. Wirtschaftsbericht 
 
1.1. Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen 
 
Der Kreis Bergstraße mit rund 270.000 Einwohnern erstreckt sich über eine Fläche von 719 Quad-
ratkilometern. Geografisch gesehen ist der Kreis Bergstraße der südlichste Landkreis in Hessen und 
auch der einzige in Deutschland, der Mitglied in zwei europäischen Metropolregionen ist: Rhein-
Main und Rhein-Neckar.  
 
Der Kreis Bergstraße lässt sich geografisch in die vier Regionen Ried, Bergstraße, Odenwald und 
Neckartal unterteilen. Im wirtschaftlich starken Rhein-Neckar-Dreieck in Südhessen bildet Heppen-
heim unter anderem mit den Kommunen Bensheim, Lorsch und Lautertal ein sogenanntes Mittel-
zentrum der Wirtschaft. Auffällig sind hier die überdurchschnittliche Beschäftigungsquote, ein hoher 
Anteil an Akademikern bei den Erwerbstätigen und eine überdurchschnittlich hohe Kaufkraft der 
Bevölkerung im Verhältnis zum übrigen Rhein-Neckar-Raum, der selbst eine hohe Beschäftigungs-
quote aufweisen kann. Hervorzuheben ist auch, dass sich der Kreis Bergstraße mit seinen Bildungs- 
und Weiterbildungsangeboten im Top 10-Ranking Europas positioniert. 
 
Hinzu kommt die verkehrsgünstige Lage: Der Kreis Bergstraße verläuft unmittelbar entlang überre-
gional bedeutender Verkehrsachsen. Die Nord-Süd-Autobahnen 67 und 5, sowie die Autobahn 6 in 
Ost-West-Richtung sorgen für eine schnelle Verbindung zu den wichtigsten Forschungs- und Ent-
wicklungsstandorten.  
 
Auch die Nähe des Kreises zum internationalen Luftfahrtdrehkreuz Frankfurt Rhein-Main unter-
streicht die verkehrsgünstige Lage dieses Standortes im Herzen Europas. Das dichte Netz der 
Deutschen Bahn AG, die Verkehrsverbünde Rhein-Main (RMV) und Rhein-Neckar (VRN) sowie die 
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Wasserstraßen Rhein und Neckar komplettieren das gute Verkehrsangebot für Personen und Güter. 
Ein S-Bahn-Anschluss ist in Planung.  
In den vier Regionen des Kreises, Odenwald, Neckartal, Bergstraße und Ried finden sich stark diffe-
rierende Grundvoraussetzungen für den Arbeitsmarkt. So ist die Pendlerquote aus dem Bereich des 
Odenwaldes in Richtung Bergstraße sowie in den Rhein-Main-Neckar-Raum sehr hoch, da die Zahl 
großer, personalstarker Unternehmen im Bereich des Odenwaldes niedrig ist. Im Umkehrschluss 
verzeichnen die größeren Städte an der Bergstraße, als wichtigste Industrie- und Gewerbestandorte 
des Landkreises, hohe Einpendlerquoten und sehr niedrige Auspendlerquoten, da sie nicht nur für 
die eigenen Einwohner, sondern auch für die Pendler aus der unmittelbaren Umgebung als Arbeit-
sorte sehr interessant sind.  
 
Als Wirtschaftsstandort ist die Region Bergstraße bereits seit Jahrzehnten sehr erfolgreich. Starke 
Unternehmen und Wachstumsbranchen haben sich hier ganz bewusst angesiedelt, weil sie den 
Standort mit seiner optimalen Infrastruktur und den hoch qualifizierten Arbeitskräften schätzen. Zahl-
reiche kleine und mittelständische Unternehmen haben sich als Dienstleistungsbetriebe und Zuliefe-
rer für internationale Firmen etabliert. 
 
Der Arbeitsmarkt hat sich im Wirtschaftsjahr 2021 trotz der Covid-19 Pandemie als relativ robust 
erwiesen. Trotz der Auswirkungen der Pandemie konnten die Zielkennzahlen von Neue Wege über-
troffen werden. Der erreichte Integrationswert von 2.426 liegt deutlich über dem vereinbarten Integ-
rationsziel von 2.300. 
 
1.2. Geschäftsverlauf 
 
Im Jahr 2021 wurden 2.867 (Vorjahr 3.282) Neuanträge gestellt, von denen 1.032 (Vorjahr 1.210) 
abgelehnt werden mussten.  
 
Nach dem Grundsatz „Fördern und Fordern“ konnten im Rahmen der Beratung, Qualifizierung und 
Vermittlung 2.426 (Vorjahr 2.322) Personen durch Neue Wege wieder in den ersten Arbeitsmarkt 
vermittelt werden. Weitere 4.518 (Vorjahr 4.106) Personen konnten durch verschiedene Förderin-
strumente zur weiteren Qualifikation und Verbesserung der Vermittlungschancen aktiviert werden.  
 
Im Jahresdurchschnitt wurden im gesamten Kreisgebiet 6.762 (Vorjahr 7.026) Bedarfsgemeinschaf-
ten betreut, in denen im Schnitt 13.410 (Vorjahr 13.836) Personen leben. Davon sind 9.428 (Vorjahr 
9.781) Personen erwerbsfähige Leistungsberechtigte.  
 
Seit April 2011 ist das Kommunale Jobcenter zusätzlich mit der Umsetzung des Bildungspaketes 
der Bundesregierung betraut. Neue Wege übernimmt rechtskreisübergreifend für den Kreis Berg-
straße die Organisation und Auszahlung der vielfältigen Leistungen des Bildungspaketes für bedürf-
tige Kinder aus Geringverdienerfamilien. In 2021 wurden T€ 1.633 (Vorjahr T€ 1.534) für Leistungen 
des Bildungspaketes (z. B. Klassenfahrten, Lernförderung, Mittagsverpflegung) ausgezahlt. 
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1.2.1. Personal- und Sozialbereich  
 
Zum 31.12.2021 wurden die Aufgaben mit 175,45 VZÄ (Vorjahr: 163,83) Vollzeitäquivalenten bewäl-
tigt. Für einen Vollzeitbeschäftigten hat das Vollzeitäquivalent (VZÄ) einen Wert von eins. Die 
175,45 VZÄ teilen sich wie folgt auf: 
 

            2021           2020 

Betriebsleitung 2,00 VZÄ 2,00 VZÄ 

Regionalteamleitung 3,00 VZÄ 3,00 VZÄ 

Teamleitung 13,23 VZÄ 13,48 VZÄ 

Förderinstrumente, Recht, IT, Finanzen, Verwaltung                 28,97 VZÄ 25,22 VZÄ 

Fallmanagement (inkl. Bürokräfte und Teamassistenten) 101,42 VZÄ 97,25 VZÄ 

Bildung und Teilhabe  4,75 VZÄ 5,09 VZÄ 

Servicepoint 8,42 VZÄ 8,42 VZÄ 

Arbeitgeber-Service 6,29 VZÄ 5,91 VZÄ 

Außendienst 3,46 VZÄ 3,46 VZÄ 

Unterhalt 3,91 VZÄ 0,00 VZÄ 

   

Die Mitarbeitenden sind teils beim Kommunalen Jobcenter angestellt, teils vom Kreis Bergstraße 
oder anderen Landkreisen und Städten abgeordnet.  
 
Die Personalkosten für die 175,45 VZÄ setzen sich wie folgt zusammen: 
 
                2021                2020 
                   T€                   T€ 

Gehälter  8.352 
 

8.171 
 

soziale Abgaben 
 

1.721  
 

 
1.599 

 

Aufwendungen für Altersversorgung 678 653 

weiterberechnete Personalkosten 1.377 1.785 

 12.128  12.181  

 
1.2.2. Investitionen 

 
Im Wirtschaftsjahr 2021 wurden Mittel zur Büroausstattung, Hardware und für geringwertige Anla-
gegüter in Höhe von T€ 65 (Vorjahr: T€ 91) verwendet.  
 
Insgesamt betrug das Investitionsvolumen im Jahr 2021 T€ 67 (Vorjahr: T€ 112).  
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1.3. Darstellung der Lage 

 
 
1.3.1. Vermögenslage 

 
Die Bilanzsumme beträgt zum 31. Dezember 2021 T€ 15.756 und hat sich gegenüber dem Vorjahr 
(T€ 14.810) um T€ 946 erhöht.  
 
Die Aktiva enthalten im Wesentlichen Forderungen aus Überzahlungen und Darlehen an Leistungs-
berechtigte. Wertberichtigungen wurden in Höhe von T€ 4.764 (Vorjahr: T€ 5.477) vorgenommen. In 
den Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von T€ 5.381 (Vorjahr: T€ 5.656) sind Transferleistun-
gen abgegrenzt, die das Jahr 2022 betreffen.  
 
Zum 31. Dezember 2021 weist der Eigenbetrieb ein Eigenkapital in Höhe von T€ 3.617 (Vorjahr:     
T€ 3.293) aus. Die Zusammensetzung und Entwicklung des Eigenkapitals stellt sich wie folgt dar: 
 
Stammkapital (in voller Höhe einbezahlt) 50.000,00 € 
Gewinnvortrag + 3.243.444,47 € 
Jahresergebnis + 323.602,03 € 
 3.617.046,50 € 
 
Die im Wirtschaftsjahr 2021 gebildeten sonstigen Rückstellungen betreffen: 
 
 

 
     

       Stand    
 
               Stand 

     01.01.2021  Verbrauch 
     
 Auflösung     
 

  Zuführung                 31.12.2021 

 
Urlaubsverpflichtungen 
 
 

       47.700,00       47.700,00             0,00 29.400,00 
  

    29.400,00 
 

 
Überstundenverpflichtungen 
 
 

   178.300,00     178.300,00             0,00     177.200,00    177.200,00 

 
Prozessrisiken 
 
 

     10.000,00             0,00             0,00             0,00      10.000,00 

 
Altersteilzeit 
 

     0,00             0,00             0,00      36.676,49      36.676,49 

 
Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen 
 

29.082,53 2.908,25             0,00 2.908,25 29.082,53 

 
Jahresabschlusserstellung und -prüfung 
 
 

     19.800,00       19.800,00 0,00      20.250,00      20.250,00 

Rückstellungen  für Rückzahlungen  
aus Forderungen Bund 
 

1.959.430,34 
 

0,00 
 

0,00 
 

250.011,42 
 

2.209.441,76 

Rückstellungen  für Rückzahlungen  
aus Forderungen Kreis 
 

1.644.563,10 519.669,94             0,00 1.233.604,89 2.358.498,05 

  3.888.875,97 768.378,19                      0,00 1.750.051,05 4.870.548,83 
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Für das Jahr 2021 bestehen zum Stichtag Verbindlichkeiten gegenüber dem Bund in Höhe von 
T€ 145 (Vorjahr: T€ 13) und gegenüber dem Kreis in Höhe von T€ 1.201 (Vorjahr: T€ 1.464). 
 
Ende Dezember 2021 wurden dem Eigenbetrieb T€ 5.628 vom Bund und Kreis als Vorschuss für 
die Transferleistungen des Monats Januar 2022 zur Verfügung gestellt. Diese wurden passiv abge-
grenzt 
 

1.3.2. Finanzlage 
 
Der Eigenbetrieb erhält finanzielle Mittel zur Durchführung der satzungsgemäßen Aufgaben vom 
Bund und vom Landkreis. Die Mittel werden bedarfsgerecht abgerufen. Hierzu werden regelmäßig 
die monatlichen Zahlungsverpflichtungen geplant, auf deren Basis die Zahlungsmittel angefordert 
werden. 
 
Der Kreis ist hinsichtlich der Finanzierung der Aufwendungen nach § 46 SGB II der Bundesagentur 
für Arbeit gleichgestellt. Nach § 6b Abs. 2 Satz 1 SGB II trägt der Bund die Aufwendungen der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende einschließlich der Verwaltungskosten mit Ausnahme der Auf-
wendungen für Aufgaben nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2. Die vom Bund zu tragenden Aufwendungen 
sind insbesondere: 
 

· Sachkosten für Personal einschließlich der Kosten für die Ausstattung von Arbeitsplätzen, 
· Kosten für TK- und IT-Infrastruktur, 
· Kosten für bauliche Maßnahmen, Mieten, Schulungs- und Beratungskosten sowie Informati-

onsmaßnahmen, 
· Grundsicherung für Arbeitssuchende, 
· Leistungen zur Eingliederung in Arbeit. 

 
Der Kreis trägt gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II die Kosten, die im Zusammenhang mit der 
ganzheitlichen Betreuung und Unterstützung bei der Eingliederung erwerbsfähiger Hilfebedürftiger 
in das Erwerbsleben erforderlich sind. Das sind im Einzelnen: 
 

· Kosten für die Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder oder die häusliche Pflege 
von Angehörigen, 

· Schuldnerberatung, 
· Psychosoziale Betreuung, 
· Suchtberatung, 
· Leistungen für Mehrbedarf, u. a. für werdende Mütter, Alleinerziehende und Behinderte, 
· Kosten für Unterkunft und Heizung, 
· Leistungen für die Erstausstattung für Wohnungen einschließlich Haushaltsgeräten, 
· Leistungen für Erstattungen für Bekleidung, 
· Leistungen für Bildung und Teilhabe. 

 
 
Zum Wirtschaftsjahresende verfügte der Eigenbetrieb über liquide Mittel in Höhe von T€ 4.500 (Vor-
jahr: T€ 3.767) 
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1.3.3. Ertragslage 

 
Zur Deckung der Sachkosten zahlt der Bund eine Pauschale. Entsprechend kann es zu Kosten-
über- oder -unterdeckungen kommen, so dass beim Eigenbetrieb ein Jahresüberschuss bzw. ein 
Jahresfehlbetrag auszuweisen ist.  
 
Den Transfererträgen in Höhe von T€ 108.934 (Vorjahr: T€ 106.301) und sonstigen Erträgen in Hö-
he von T€ 14.938 (Vorjahr: T€ 14.644) standen insbesondere Transferaufwendungen in Höhe von 
T€ 108.934 (Vorjahr: T€ 106.301), Personalkosten in Höhe von T€ 10.751 (Vorjahr: T€ 10.423) und 
sonstige Aufwendungen in Höhe von T€ 3.791 (Vorjahr: T€ 4.135) gegenüber.  
 
Die Transfererlöse und -aufwendungen sind gegenüber 2021 um T€ 2.633 gestiegen. Dies hängt 
vor allem mit der Erhöhung der Regelsätze zum 1. Januar 2021 sowie der aufgrund der Corona-
Pandemie gezahlten Einmalbeihilfe (Corona-Zuschlag und Kinderbonus) zusammen. 
 
Die größten Posten der sonstigen betrieblichen Aufwendungen bildeten die weiterberechneten Per-
sonalkosten für abgeordnete Mitarbeiter der Landkreise bzw. Kommunen, die Kosten für die Inan-
spruchnahme von Personal-Dienstleistungen des Kreises und die Raumkosten.  
 
Da die Übernahme von Sachkosten durch den Bund und den Kreis Bergstraße durch Pauschalen 
abgedeckt ist, kann der Eigenbetrieb Neue Wege im Jahr 2021 einen Jahresgewinn von 
323.602,03 € ausweisen. Durch die erneute Zertifizierung des Eigenbetriebs Neue Wege Kreis 
Bergstraße ist es möglich, Personal- und Sachkosten der internen Einstiegsoffensive über den Ein-
gliederungstitel zu finanzieren und damit dem Transferaufwand zuzuordnen. Für das Jahr 2021 
konnten dadurch T€ 573 (Vorjahr: T€ 570) aus den betrieblichen Aufwendungen herausgenommen 
werden und den Transferaufwendungen zugeordnet werden.  
 
 
C. Prognose-, Chancen- und Risikobericht 

 
1. Prognosebericht 

 
Die Entwicklung der Transferaufwendungen im Jahr 2022 lässt sich aufgrund der Ukraine-Krise so-
wie der Covid-19 Pandemie nach wie vor nur schwer voraussagen.  
 
Die Zahl der von Arbeitslosigkeit Betroffenen hat sich im Juli 2022 im Kreis Bergstraße um 6,5% 
erhöht. Hauptursache hierfür ist, dass seit dem 1. Juni ukrainische Geflüchtete in die Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende aufgenommen wurden. Der Arbeitsmarkt ist aktuell robust, allerdings ist 
die konjunkturelle Entwicklung der nächsten Monate mit hohen Unsicherheiten verbunden.  
 
Eine Prognose hinsichtlich der weiteren Entwicklung der Zahl der aus der Ukraine geflüchteten Per-
sonen ist momentan nicht möglich. 
 
Es ist davon auszugehen, dass sich die Zahl der Bedarfsgemeinschaften im Vergleich zum Vorjahr 
deutlich erhöhen wird. Damit einhergehend werden die Kosten der Unterkunft als auch die ALG II 
Leistungen ansteigen. Darüber hinaus wird die aktuelle Verteuerung der Energiekosten zu einem 
Anstieg der Kosten der Unterkunft führen. 
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Anfang Juni wurde durch die Verabschiedung des Ergänzungshaushaltes durch den deutschen 
Bundestag zusätzliche Mittel zur Finanzierung der Unterbringung, Verpflegung und Betreuung der 
aus der Ukraine Geflüchteten nach SGB II zur Verfügung gestellt, was zu einer finanziellen Entlas-
tung des Kreises beitragen wird.  
 
Der Personalstand konnte in 2022 erweitert werden. Um jedoch dauerhaft die Herausforderungen 
des durch die Ukraine-Krise verursachten Flüchtlingsaufkommens sowie das zu erwartende höhere 
Fallvolumen aufgrund der steigenden Energiekosten zu bewältigen, wird die Personalausstattung 
weiter verbessert werden müssen. Diese wird uns im Fallmanagement in die Lage versetzen, eine 
gute und intensive Aktivierungs- und Integrationsarbeit zu leisten. Dies ist notwendig, da der über-
wiegende Teil der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten neben der fehlenden Berufsausbildung 
weitere komplexe Problemlagen aufweist.  
 
Auch im Jahr 2022 ist daher die Zielsetzung, die Integrationsstrategie auf die Aktivierung und Her-
anführung an Qualifizierung bzw. Arbeit zu konzentrieren. Dies gilt insbesondere für die Zielgruppe 
der Langzeitleistungsbeziehenden und Flüchtlinge. Bei den Menschen mit Fluchthintergrund gilt es 
besonders darauf zu achten, den Zugang in Langzeitleistungsbezug zu verhindern. 
 
Die mit dem Hessischen Sozialministerium vereinbarten Ziele für 2022 sind aufgrund der aktuellen 
politischen Lage sowie der fortdauernden Viruspandemie immer noch ambitioniert. Im Einzelnen 
wurden folgende Ziele vereinbart:  
 

· Summe der Integrationen in sozialversicherte Beschäftigung, voll qualifizierende Berufsaus-
bildung oder selbstständige Erwerbstätigkeit: 2.300 Integrationen. Dabei soll die Summe 
der Integrationen bei Frauen mindestens 894 und die Summe der Integrationen der Männer 
mindestens 1.406 betragen. 

· Der durchschnittliche Bestand an Langzeitleistungsbeziehenden des Kommunalen Jobcen-
ters soll gegenüber dem Vorjahr um mindestens 2,1 % sinken.  

 
Die finanzielle Ausstattung des Bundes für Eingliederungsmittel und Personal- und Sachkosten in 
2022 ist auskömmlich. Die Finanzierung des Personalaufbaus und der damit verbundenen höheren 
Gemeinkosten ist sichergestellt.  
  
 

2. Risikobericht 
 

Die Finanzierung des Eigenbetriebs ist durch die Tätigkeit als Eigenbetrieb des Kreises Bergstraße 
sichergestellt. Insofern sind keine bestandsgefährdenden Risiken für den Eigenbetrieb erkennbar. 
 
Der Eigenbetrieb hat als kommunales Jobcenter eine zentrale Rolle in der Sicherung des sozialen 
Friedens im Kreis Bergstraße. Er trägt Verantwortung für die Grundsicherung der Arbeitslosen-
geld 2–Bezieher und für die Aktivierung und Integration dieser Menschen. Die organisatorischen, 
personellen und finanziellen Voraussetzungen, diese Aufgabe zu erfüllen, sind gegeben. Die we-
sentliche Herausforderung ist, Menschen ohne oder mit nicht verwertbarer Ausbildung und weiteren 
in der Person oder im Umfeld liegenden Vermittlungshemmnissen auf die Anforderungen des kom-
plexer und anspruchsvoller werdenden Ausbildungs- und Arbeitsmarktes vorzubereiten.  
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3. Chancenbericht 

 
Mit der Einführung des Teilhabechancengesetzes hat der Gesetzgeber zwei Regelinstrumente zur 
Verfügung gestellt, die die Eingliederung von Langzeitleistungsbeziehenden in den ersten Arbeits-
markt forcieren können. Wesentliche Stellschrauben sind hierbei umfassende Lohnkostenzuschüsse 
und ein berufsbegleitendes Coaching. Da im Eigenbetrieb die Voraussetzungen geschaffen wurden, 
die erforderlichen Ressourcen für diese neue Aufgabe bereitzustellen, bestehen neue Chancen, 
arbeitsmarktferne, langzeitleistungsbeziehende Menschen in den ersten Arbeitsmarkt zu vermitteln. 
Die Anzahl der Eingliederungen durch Lohnkostenzuschüsse nach § 16i SGB II sind im Jahr 2021 
bis auf 62 Personen (62 Förderfälle) angestiegen. Aufgrund der aktuellen Corona-Pandemie ist da-
von auszugehen, dass die Anzahl der Förderfälle im Jahr 2022 im Vergleich zu den vorangegange-
nen Jahren stagniert. Mit einem erneuten Anstieg an geförderten Personen ist erst zu rechnen, 
wenn eine nachhaltige Stabilisierung der Pandemie in Aussicht steht.  
 
Die Förderung von Eingliederungen nach § 16e SGB II ist im Jahr 2021 um 35 neue Fälle angestie-
gen. Damit beläuft sich die Gesamtanzahl der Förderfälle nach §16e (unter Berücksichtigung von 
regulär beendeten Fällen oder vorzeitigen Abbrüchen) auf insgesamt 51. Wie auch bei den Lohn-
kostenzuschüssen, ist im Jahr 2022 - unter der Voraussetzung einer nachhaltigen Entspannung der 
Corona Pandemie - mit einer positiven Entwicklung der Förderungen nach § 16e SGB II zu rechnen. 
 
Mit der Einführung des Dokumentenmanagementsystems in 2017 und von NWdigital in 2018 wur-
den wesentliche Voraussetzungen geschaffen, um den digitalen Wandel im Eigenbetrieb zu gestal-
ten. Dies hat sich speziell in der aktuellen Pandemiephase als strategischen Vorteil herausgestellt. 
Durch die bereits vollzogene Einführung des Dokumentenmanagementsystems konnte der Dienst-
betrieb in der Lockdownphase vollumfänglich aufrechterhalten werden, einhergehend mit dem not-
wendigen Gesundheitsschutz unserer Mitarbeitenden. Die daraus resultierenden positiven Erkennt-
nisse werden zeitnah konzeptionell in den Regelbetrieb übergeführt werden.  
 
Im Jobcenter wird weiterhin an zahlreichen Themen gearbeitet, um bestimmte Tätigkeiten und Pro-
zesse zu digitalisieren.  
 
So wurde im Jahr 2021 ein Videokonferenzsystem eingeführt, wonach die flächendeckende Mög-
lichkeit besteht, von jedem Mitarbeitenden und Arbeitsplatz Videokonferenzen und -beratung durch-
zuführen. Ein weiteres wichtiges Ergebnis war die Einführung des Online-
Weiterbewilligungsantrags, der mit über 10.000 Anträgen pro Jahr die häufigste Antragsleistung 
darstellt. Im Jahr 2022 konnte man zudem bei der Bearbeitung der Anträge der ukrainischen Ge-
flüchteten stark vom Erreichten profitieren. So konnten zügig Online-Hauptantrag und Weiterbewilli-
gungsantrag auf Ukrainisch angeboten werden und die Onlineterminierung um eine Terminbuchung 
mit Dolmetscher ergänzt werden. 
 
Das operative Tagesgeschäft wurde in 2022 insbesondere durch den Zustrom am Geflüchteten aus 
der Ukraine vor eine große zusätzliche Herausforderung gestellt. Mit dem zum 01.06.2022 stattge-
fundenen Rechtskreiswechsel vom Asylbewerberleistungsgesetz ins SGB II stieg die Zahl der Be-
darfsgemeinschaften deutlich an, eine erhebliche Arbeitsverdichtung war trotz sofort eingeleiteter 
Aktivitäten zur Personalakquise unvermeidbar. Um den Herausforderungen durch die Einführung 
des Bürgergeldes gerecht werden zu können, wurden durch flächendeckende Schulungen „Res-
sourcen- und zukunftsorientierte Beratungsmethoden“ und die Einführung eines Fachaufsichtskon-
zeptes für die Bereiche Integration und Leistung Weichen für die Zukunft gestellt. 
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D. Internes Kontrollsystem und Risikomanagementsystem 
 
Ein Risikofrüherkennungssystem analog § 91 Abs. 2 AktG besteht nicht. Seit 2007 besteht ein Ver-
waltungs- und Kontrollsystem. Die Implementierung von Kontrollen wurde seit 2007 forciert, um den 
Ansprüchen des Bundes an ein funktionsfähiges Verwaltungs- und Kontrollsystem gerecht zu wer-
den. Das eingeführte Verwaltungs- und Kontrollsystem orientiert sich an den Anforderungen des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. 
 
Das Konzept des Verwaltungs- und Kontrollsystems ist niedergeschrieben und wird jährlich aktuali-
siert und dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales vorgelegt. Das Verwaltungs- und Kontroll-
system (VKS) ist ein eigenständiger Teilbereich der zentralen Dienste des Eigenbetriebs und agiert 
seit Dezember 2017 als Stabstelle. Derzeit beinhaltet das Konzept, dass jegliche Neuanträge nach 
Bearbeitung durch das Fallmanagement von einer Teamleitung überprüft und freigegeben werden. 
Entsprechend erscheinen alle Erstauszahlungen auch auf dem Tageslauf des Teamleiters. 
 
Unabhängig davon müssen sämtliche Buchungen über 2.000,00 € durch den Teamleiter freigege-
ben werden. Diese Prüfgrenze wird darüber hinaus in unregelmäßigen Abständen auf unter 
2.000,00 € abgesenkt, um das Kontrollverfahren weniger vorhersagbar zu gestalten und auch gerin-
gere Auszahlungshöhen in die Prüfung einzubeziehen. Ebenfalls wurde für das Anlegen eines neu-
en Zahlungsempfängers bzw. die Änderung einer bestehenden Bankverbindung ein Workflow im 
DMS eingerichtet, über welchen Mitarbeitenden die Teamleitung zur Prüfung einbeziehen. Ein ent-
sprechendes E-Mail-Tool informiert die Teamleitung unabhängig vom Workflow, wenn am Vortag 
eine Bankverbindung neu angelegt oder geändert wurde.  
 
Weiterhin wurde generell davon Abstand genommen, paritätisch die gleiche Zahl an zufälligen Fäl-
len aus jedem der vier Jobcenter zu prüfen. Die Fallauswahl erfolgt per Zufallsprinzip basierend auf 
statistischen Auffälligkeiten bzw. Abweichungen von der Normalverteilung. Neben der im Jahr 2019 
eingeführten und beibehaltenen Einbeziehung des Bereichs „Förderinstrumente“ in das Verwal-
tungs- und Kontrollsystem erfolgen Sonderprüfungen in unterschiedlichen Bereichen (Prozessexter-
ne/ Interne Kontrollen). Diese Eröffnung neuer Prüfbereiche wird in den kommenden Jahren ver-
stärkt werden.  
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Die stetige Weiterentwicklung des Verwaltungs- und Kontrollsystems ist ebenfalls Aufgabe der Stel-
le „VKS und Risikomanagement“. Ein Schwerpunkt steht darin, das bestehende Verwaltungskon-
trollsystem von einer derzeit überwiegend rückwirkenden Betrachtung, um (weitere) prozessorien-
tierte Prüfungen zu ergänzen. Konkretisiert wurde dieses Vorhaben durch die Einführung eines Pro-
zessmanagements. Im Rahmen des Prozessmanagements nach BPMN 2.0 (Business Process Mo-
del and Notation) wurden im ersten Jahr nach der Einführung bereits 54 Prozesse besprochen und 
modelliert. Aktuell beinhaltet die Prozessdatenbank 95 modellierte Prozesse. 
 
 
Heppenheim, den 08.09.2022 
 
 
Eigenbetrieb Neue Wege Kreis Bergstraße -Kommunales Jobcenter-  

 
 
 
 

Dr. Melanie Marysko      Peter Schmiedel  
Betriebsleiterin      Stellv. Betriebsleiter 
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

 
An den Eigenbetrieb Neue Wege Kreis Bergstraße –Kommunales Jobcenter–, Heppenheim 
 
Prüfungsurteile  
 

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs Neue Wege Kreis Bergstraße –Kommunales 

Jobcenter–, Heppenheim, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- 

und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 sowie 

dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. 

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebs Neue Wege Kreis Bergstraße             

–Kommunales Jobcenter– für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 

geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  

●  entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften des 

Eigenbetriebsgesetzes des Bundeslandes Hessen i. V. m. den einschlägigen deutschen, für Kapi-

talgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2021 

sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 

31. Dezember 2021 und 

●  vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-

betriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahres-

abschluss, entspricht den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes des Bundeslandes Hessen     i. 

V. m. den einschlägigen deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 
 

Grundlage für die Prüfungsurteile  

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 

§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 

Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 

des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-

schrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-

delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-

pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 

von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
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Verantwortung der Betriebsleitung und der Betriebskommission für den Jahresabschluss 

und den Lagebericht  

 

Die Betriebsleitung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 

entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner ist die Betriebsleitung verant-

wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-

schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten –

falschen Darstellungen ist. 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Betriebsleitung dafür verantwortlich, die Fähigkeit 

des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie 

die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 

sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 

dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem ist die Betriebsleitung verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-

gen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 

und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner ist die Be-

triebsleitung verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 

erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-

den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nach-

weise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 

Die Betriebskommission ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 

des Eigenbetriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-

berichts  

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 

und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt 

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung ge-

wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 

die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-

gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 

beinhaltet. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 

wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 

Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 

werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 

und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus 

 

●  identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter –

falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshand-

lungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend 

und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass we-

sentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrich-

tigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte     Unvoll-

ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-

ten können. 

●  gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-

nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 

Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des 

Eigenbetriebs abzugeben. 

●  beurteilen wir die Angemessenheit der von der Betriebsleitung angewandten Rechnungsle-

gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von der Betriebsleitung dargestellten geschätzten 

Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

●  ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 

auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 

Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 

Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 

wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 

Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 

aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prü-

fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 

Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 

Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit 

nicht mehr fortführen kann. 

●  beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 

und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
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der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

●  beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-

chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebs. 

●  führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori-

entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 

vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von der Betriebsleitung 

zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der 

zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 

zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. 

Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 

zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 

Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 
 
Neu-Isenburg, den 8. September 2022 

 
HRB Treuhand GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

 

 

 
 (Schulter) (Ludwig) 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
 

 
 






